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Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 0s, 201a 

Für alle Steuerpflichtigen 

Gesetzgeber muss Grundsteuer reformieren 

1 Pläne für eine Reform der Grundsteuer gab es in den vergangenen Jahren viele . 
Nur einigen konnte man sich nicht. Doch nun ist der Gesetzgeber in der Pflicht. 
Denn das Bundesverfassungsgericht hat die Vorschriften zur Einheitsbewertung 
für die Bemessung der Grundsteuer als verfassungswidrig eingestuft. Betroffen 
sind sowohl Grundstückseigentümer als auch Mieter, da Vermieter die Grundsteuer 
als Betriebskosten umlegen können. 1 

Hintergrund 

Einheitswerte sind neben den Steuer­
messzahlen und den von den Gemein­
den festgelegten Hebesätzen Grundlage 
für die Bemessung der Grundsteuer. 

Maßgebend für die Feststelll.!lng der 
Einheitswerte sind in den „alten" Bun­
desländern und West-Berlin die Wert­
verhältnisse im Hauptfeststellungs­
zeitpunkt 1.1.1964. In den „neuen" Bun­
desländern gilt sogar der 1.1.1935. 

Entscheidung und Ausblick 

Die Regelungen zur Einheitsbewertung 
von Grundvermögen in den „alten" Bun­
desländern sind jedenfalls seit Beginn 
2002 mit dem allgemeinen Gleichheits­
satz unvereinbar. Das Festhalten des 
Gesetzgebers an dem Hauptfeststel­
lungszeitpunkt von 1964 führt zu gravie-

renden Ungleichbehandlungen bei der 
Bewertung von Grundvermögen, die 
nicht ausreichend gerechtfertigt sind. 

Beachten Sie I Das Bundesverfas­
sungsgericht musste nur zur Bewer­
tung in den „alten" Bundesländern ent­
scheiden . Die Urteilsgründe gelten 
aber erst Recht für das Beitrittsgebiet, 
da hier auf den 1.1.1935 abgestellt wird. 

Der Gesetzgeber muss nun spätestens 
bis zum 31.12.2019 eine Neuregelung 
treffen. Bis dahin gelten die Regeln wei­
ter. Nach Verkündung einer Neurege­
lung dürfen sie für weitere fünf Jahre ab 
der Verkündung, längstens aber bis zum 
31.12.2024 angewandt werden. Die un­
gewöhnlich lange Übergangsregelung 
ist dem enormen administrativen Auf­
wand geschuldet. Denn es müssen bun­
desweit mehr als 35 Millionen Grund­
stücke neu bewertet werden. 

Daten für den Monat 
Juni2018 

~ STEUERTERMINE 
Fälligkeit: 
• USt, LSt = 11.6.2018 
• ESt, KSt = 11 .6.2018 

Überweisungen (Zahlungsschonfrist) : 
• USt, LSt = 14.6.20 18 

• ESt, KSt = 14.6.2018 

Scheckzahlungen: 
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 

vor dem Fälligkeitstag vorliegen ! 

~ BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG 

Fälligkeit Beiträge 6/2018 = 27.6.2018 

~ VERBRAUCHERPREISINDEX 
(Veränderung gegenüber Vo rjahr] 

3/17 8/17 11 /17 3/18 

+ 1,5 % + 1,8 % + 1,8 % + 1,5 % 

PRAXISHINWEIS I Ob und für wen die 
Grundsteuer teurer wird, hängt von der 

neuen Bewertungsmethode ab. Da ver­

schiedenste Modelle im Raum stehen, 

bleibt die Entwicklung abzuwarten . 

Quelle I BVerfG, Urteil vom 10.4.2018, Az. 1 
BvL 11/14, Az. 1 BvR 889/12, Az. 1 BvR 639/11, Az. 
1 BvL 1/15, Az. 1 Bvl 12/14; BVerfG, PM Nr. 
21/2018 vom 10.4.2018 
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Für Unternehmer 

Europäischer Gerichtshof: Einheitliche Besteuerung 
von Haupt- und Nebenleistung 

1 Eine Nebenleistung teilt das Besteuerungsschicksal der Hauptleistung, so lau­
tet ein umsatzsteuerlicher Grundsatz, der jedoch einigen gesetzlichen Einschrän­
kungen unterliegt. So gilt der ermäßigte Steuersatz von 7 % nur für Übernach­
tungsleistungen und nicht für die Nebenleistungen, wie z. B. das Frühstück. Ob 
diese Regelung angesichts einer Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs [in 
einem niederländischen Verfahren) allerdings EG-rechtskonform ist, muss be­
zweifelt werden. 1 

Die Entscheidung 

Ein Umsatz, der eine wirtschaftlich ein­
heitliche Leistung darstellt, darf im In­
teresse eines funktionierenden Mehr­
wertsteuersystems nicht künstlich auf­
gespalten werden. Eine einheitliche 
Leistung liegt vor, wenn 
• Einzelleistungen oder Handlungen 

des Steuerpflichtigen für den Kun ­
den so eng miteinander verbunden 
sind, dass sie objektiv eine einzige 
untrennbare wirtschaftliche Leis­
tung bilden. 

• ein oder mehrere Teile als die 
Hauptleistung, andere Teile aber 
als Nebenleistungen anzusehen 
sind, die das steuerliche Schicksal 
der Hauptleistung teilen. 

Liegt eine einheitliche Gesamtleistung 
vor, unterliegt dieser Umsatz ein und 
demselben Steuersatz. Dieser richtet 
sich nach dem Hauptbestandteil - und 
zwar selbst dann, wenn der Preis jedes 
Bestandteils, der in den vom Verbrau­
cher für die Inanspruchnahme dieser 
Leistung gezahlten Gesamtpreis ein­
fließt, bestimmt werden kann . 

Mögliche Besteuerungsfolgen 

Die vorliegende Entscheidung dürfte 
für die deutsche Umsatzsteu.erpraxis 
erhebliche Relevanz haben. Dies gilt 
insbesondere für die gesetzliche Rege­
lung, wonach der ermäßigte Umsatz­
steuersatz von 7 % nur für reine Beher­
bergungsleistungen gilt. Explizit aus­
genommen sind Leistungen, die nicht 

Für alle Steuerpflichtigen 

unmittelbar der Beherbergung dienen , 
auch wenn diese Leistungen mit dem 
Entgelt für die Vermietung abgegolten 
sind. 

Beachten Sie I Angesichts der Ent­
scheidung des Europäischen Gerichts­
hofs stufen Umsatzsteuer-Experten 
das Aufteilungsgebot als EG-rechts­
widrig ein - zumindest, soweit die Zu­
satzleistungen als Nebenleistung zu 
bewerten sind. 

Betroffen sein könnte beispielsweise 
auch die gesetzliche Ausklammerung 
mitvermieteter Betriebsvorrichtungen 
von der Steuerbefreiung für Grund­
stücksüberlassungen. Voraussetzung 
ist aber auch hier, dass die Überlassung 
der Betriebsvorrichtungen als Neben­
leistung zur Grundstücksvermietung 
einzuordnen ist. 

PRAXISHINWEIS I Eine zeitnahe Re­
aktion der Finanzverwaltung und/oder 
des Gesetzgebers wäre wünschens­
wert. Eine Klärung könnte sich aber 
auch aus einem anhängigen Verfahren 
des Bundesfinanzhofs ergeben, das 
dieser unter ausdrücklichem Hinweis 
auf das Verfahren des Europäischen 
Gerichtshofs bislang ruhen ließ. Da 
der Streitfall nun wieder aufgenom­
men wurde, dürfte es bald Neuigkei­
ten vom höchsten deutschen Finanz­
gericht geben. 

Quelle I EuGH, Entscheidung vom 18.1 .2018, 
Rs. C-463/16, unter www.iww.de, Abruf-N r. 
200481; anhängiges BFH ~V~iiäh~~~: Az. V R 6/16 

Steuertipps für behinderte Menschen und Ruheständler 

1 Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat seine Broschüre „Steuertipps 
für Menschen mit besonderen Bedürfnissen aufgrund einer Behinderung und für 
Menschen im Ruhestand" aktualisiert [Stand Februar 2018). Die 28 Seiten umfas­
sende Broschüre vermittelt einen kompakten steuerlichen Überblick und kann un­
ter '✓-".'111'✓-". : i'IIIY.v.. q~/??.9? kostenfrei heruntergeladen werden. 1 

Im Mai 2018 

Für Unternehmer 

Importfahrzeug: 
So ist der Bruttolisten­
preis zu schätzen 

1 Wird die Privatnutzung eines betriebli­
chen Fahrzeugs nach der Ein-Prozent­
Regelung bewertet, ist der Bruttolisten­
preis bei einem Importfahrzeug zu 
schätzen, wenn kein inländischer Brut­
tolistenpreis existiert und das Fahrzeug 
auch nicht mit einem anderen Modell 
bau- oder typengleich ist. Die Schätzung 
ist nicht zu beanstanden, wenn sie sich 
an den Bruttoabgabepreisen orientiert, 
die Importfahrzeughändler, die das 
Fahrzeug selbst importieren, von ihren 
Endkunden verlangen . So lautet eine 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs. 1 

• Sachverhalt 

Zum Betriebsvermögen gehörte ein 
Ford Mustang Shelby GT 500 Coupe, 
den der Unternehmer U für 78.900 EUR 
von einem Autohaus gekauft hatte. 
Dieses hatte den Pkw seinerseits von 
einem Importeur für 75.999 EUR er­
worben. Ein inländischer Bruttolisten­
preis existierte nicht. Den Nutzungsan­
teil für die Privatnutzung ermittelte U 
nach der Ein-Prozent-Regelung und 
berücksichtigte den (niedrigen) ameri ­
kanischen Listenpreis von 53.977 EUR. 

Hingegen schätzte das Finanzamt die 
Bemessungsgrundlage anhand der 
tatsächlichen Anschaffungskosten bei 
Erwerb (78.900 EUR). Beide Werte 
lehnte das Finanzgericht Niedersach­
sen ab und stellte auf den Kaufpreis 
des Autohauses ab (75.999 EUR). was 
der Bundesfinanzhof in der Revision 
nicht beanstandete. 

Die Schätzung auf Basis des typischen 
Abgabepreises eines Fahrzeugimpor­
teurs und Importfahrzeughändlers ist 
sachgerecht, zumal das Finanzgericht 
den Wert anhand der Abgabepreise an­
derer Importeure bei gleichen oder 
ähnlichen Fahrzeugen überprüft hat. 

PRAXISHINWEIS I Der Bundesfinanz­
hof stellte heraus, dass der Wert jeden­
falls .. nicht als zu hoch anzusehen·· ist. 
Ob eine höhere Schätzung (zuzüglich 
der Händlermarge von 2.901 EUR) 
möglich gewesen wäre, war nicht zu 
entscheiden. Wegen der Revision des 
U ging es nur um eine Herabsetzung 
und nicht um eine Erhöhung. 

Quelle I BFH-Urteil vom 9.11.2017, Az. III R 
20/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 200036 



Für Kapitalanleger 

Steuerfreie Einlösung 
von Xetra-Gold Inhaber­
schuldverschreibungen 

1 Die Einlösung von Xetra-Gold Inha­
berschuldverschreibungen unterliegt 
nicht der Einkommensteuer. Dies hat 
der Bundesfinanzhof zugunsten der 
Kapitalanleger entschieden. 1 

Hintergrund: Bei Xetra-Gold Inhaber­
schuldverschreibungen handelt es sich 
um börsenfähige Wertpapiere. Sie ge­
währen dem Inhaber das Recht auf 
Auslieferung eines Gramms Gold, das 
jederzeit unter Einhaltung einer Liefer­
frist von zehn Tagen gegenüber der 
Bank geltend gemacht werden kann. 
Daneben besteht die Möglichkeit, die 
Wertpapiere an der Börse zu handeln. 

• Sachverhalt 

Innerhalb eines Jahres nach dem Er­
werb von Xetra-Gold Inhaberschuld­
verschreibungen ließen sich Eheleute 
das verbriefte Gold aushändigen. Weil 

die Spekulationsfrist nicht abgelaufen 
war, besteuerte das Finanzamt die 
Wertsteigerung zwischen dem Erwerb 
und der Auslieferung des Goldes als 
Einkünfte aus privaten Veräußerungs­
geschäften - jedoch zu Unrecht, wie 
der Bundesfinanzhof befand. 

Es liegt kein privates Veräußerungsge­
schäft vor, denn es fehlt an der entgeltli­
chen Übertragung der angeschafften 
Xetra-Gold I nhaberschuldverschrei bun­
gen. Die Eheleute haben nur ihren An­
spruch auf Lieferung des Goldes einge­
löst und gegen Rückgabe der Inhaber­
schuldverschreibungen ihr Gold emp­
fangen . Hierdurch hat sich ihre wirt­
schaftliche Leistungsfähigkeit nicht ge­
steigert, da sie auch danach das Risiko 
eines fallenden Goldpreises trugen. 

Es handelt sich auch nicht um Einkünfte 
aus Kapitalvermögen, weil die Schuld­
verschreibungen keine Kapitalforderun­
gen verbriefen, sondern Ansprüche auf 
die Lieferung physischen Goldes. 

Beachten Sie I Über die Veräußerung 
oder Verwertung der Xetra-Gold Inha­
berschuldverschreibungen an der Börse 
oder an andere Erwerber musste der 
Bundesfinanzhof nicht entscheiden. 

Quelle I BFH-Urteil vom 6.2.2018. Az. IX R 
33/17. unter \/'lllv"!":'._-_i_Wlt-,l: _de, Abruf-Nr. 200177; PM 
BFH Nr. 15 vom 14.3.2018 
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Für Vermieter 

Anschaffungsnahe Herstellungskosten bei 
Sanierungsbedarf nach Tod des Mieters? 

1 Muss eine Mietwohnung nach dem plötzlichen Tod des langjährigen Mieters un­
erwartet saniert werden, um eine Neuvermietung überhaupt zu ermöglichen, stellt 
sich die Frage, ob diese Aufwendungen in die schädliche 15 %-Grenze zur Überprü­
fung anschaffungsnaher Herstellungskosten einzubeziehen sind. Zumindest vom 
Finanzgericht Niedersachsen gab es hier zulasten des Steuerpflichtigen ein Ja. 1 

Hintergrund 

Anschaffu ngsnahe Herstellungskosten 
liegen vor, wenn innerhalb von drei Jah­
ren nach der Anschaffung des Gebäudes 
Instandsetzungs- und Modernisierungs­
maßnahmen durchgeführt werden, de­
ren Nettoaufwendungen 15 % der Ge­
bäude-Anschaffungskosten überstei­
gen . Gesetzlich ausgenommen sind: 
Aufwendungen für Erweiterungen und 
Aufwendungen für Erhaltungsarbeiten, 
die jährlich üblicherweise anfallen. 

PRAXISHINWEIS I Wird der Aufwand 
in Herstellungskosten umqualifiziert, 
sind die Kosten nicht im Jahr der Zah­
lung abzugsfähig. Sie wirken sich nur 
über die Gebäudeabschreibung [regel ­
mäßig 50 Jahre] als Werbungskosten 
aus. Daher sollte die 15 %-Grenze in­
nerhalb der Drei-Jahres-Frist nach 
Möglichkeit nicht überschritten werden. 

Dies gelingt in der Regel durch zeitliche 
Verschiebung der Maßnahmen. 

Entscheidung 

Grundsätzlich werden sämtliche Kos­
ten für bauliche Maßnahmen, die im 
Rahmen einer im Zusammenhang mit 
der Anschaffung eines Gebäudes vor­
genommenen Sanierung anfallen, zu­
sammengerechnet. Eine Segmentie-

Für alle Steuerpflichtigen 

rung der Gesamtkosten bzw. isolierte 
Betrachtung einzelner baulicher Maß­
nahmen findet nicht statt . 

In einem etwas anders gelagerten Fall 
hatte sich der Bundesfinanzhof in 2017 
noch zu einer Einschränkung des Tat­
bestands der anschaffungsnahen Her­
stellungskosten durchgerungen . Da­
mals ging es um erst nach dem Kauf 
mutwillig herbeigeführte Mieterschä­
den. Der Bundesfinanzhof hatte die da ­
raufhin angefallenen Sanierungskosten 
als sofort abziehbaren Erhaltungsauf­
wand qualifiziert und klargestellt: Auf­
wendungen zur Beseitigung von Schä­
den, die erst nach dem Erwerb der Im­
mobilie entstanden sind und durch das 
schuldhafte Verhalten Dritter verur­
sacht wurden, fallen nicht unter die 
schädliche 15 %-Grenze. 

PRAXISHINWEIS I Es kommt also da ­

rauf an, ob ein Schaden bereits beim 
Immobilienerwerb .. angelegt"" war oder 
erst später - wie im Fall der Einwir­

kung durch Dritte - entstanden ist. Im 
Revisionsverfahren dürfte der Bundes­
finanzhof die Abgrenzungsgrundsätze 
nun weiterentwickeln. 

Quelle I FG Niedersachsen, Urteil vom 
26.9.2017, Az. 12 K 113/16; Rev. BFH Az. IX R 
41/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 200480; 
BFH-Urteil v~;;_:; 9 5 2D1i Az IX R 6/16 

Kein Anspruch auf einen Pflege-Pauschbetrag 
bei Aufwandsentschädigung für Betreuer 

1 Nach Ansicht des Finanzgerichts Düsseldorf haben ehrenamtliche Betreuer kei­
nen Anspruch auf einen Pflege-Pauschbetrag (924 EUR im Kalenderjahr], wenn sie 
eine Aufwandsentschädigung nach§ 1835 BGB erhalten . Unabhängig davon setzt der 
Abzug des Pflege-Pauschbetrags eine von der Pflegeperson erbrachte Pflegedauer 
von mindestens 10 % des gesamten pflegerischen Zeitaufwands voraus. 1 

Mit dieser Entscheidung will sich der 
ehrenamtliche Betreuer aber nicht zu­
frieden geben und hat Revision einge­
legt. Da diese inzwischen anhängig ist, 
wird der Bundesfinanzhof bald Gele-

genheit haben, die beiden „Thesen '" des 
Finanzgerichts zu überprüfen. 

Quelle I FG Düsseldorf, Urteil vom 13.11.2017, 
Az. 15 K 3228/16 E; Rev. BFH Az. VI R 52/17. un­
ter 'JV'lvllJ.i'!'_vvße, Abruf-Nr. 200149 
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Für Unternehmer 

Vorsteuerabzug: Auch im Niedrigpreissegment ist 
eine eindeutige Leistungsbeschreibung erforderlich 

1 Auch beim massenhaften Handel von Kleidungsstücken und von Modeschmuck 

im Niedrigpreissegment kann ein Vorsteuerabzug nur vorgenommen werden, 

wenn die Rechnung eine eindeutige und leicht nachprüfbare Feststellung der 

Leistung ermöglicht, über die abgerechnet wird. Das hat das Finanzgericht Hes­

sen in zwei Verfahren klargestellt. 1 

Hintergrund: Damit eine Rechnung 

zum Vorsteuerabzug berechtigt, muss 

sie einige Pflichtangaben enthalten . So 

muss u. a. eine eindeutige Leistungs­
beschreibung vorhanden sein. 

• Sachverhalte 

In einem der beiden Verfahren war eine 
Unternehmerin im Textilhandel tätig 
und vertrieb Damenoberbekleidung im 
Niedrigpreissegment. Die Kleidungs­
stücke wurden in großen Mengen in 
verschiedenen Standardgrößen und in 
mehreren Farben von Großhändlern 
eingekauft. Die Einkaufspreise beweg­
ten sich im unteren einstelligen EUR­
Bereich. 

Das Finanzamt versagte bei einigen 
Rechnungen den Vorsteuerabzug, weil 
eine konkrete Leistungsbeschreibung 
fehle. Die Bezeichnungen beschränk­
ten si ch auf die pauschale und grobe 
Bezeichnung einer Warenklasse (z. B. 
Blusen, Jacken) und die Angabe einer 
großen Stückzahl im mindestens drei ­
stelligen Bereich. 

In dem zweiten Verfahren handelte die 
Unternehmerin mit Modeschmuck und 
Accessoi res im Niedrigpreissegment. 
Au ch hier lehnte das Finanzamt den 
Vorsteuerabzug ab, weil die bloße An­
gabe einer Gattung (z. B. Kette, Ohr­
ring, Mütze) keine handelsübliche Be­
zeichnung darstelle. 

' In beiden Verfahren gab das Finanzge-
richt Hessen dem Finanzamt Recht. 

Für Arbeitnehmer 

Was für eine ordnungsgemäße Leis­

tungsbeschreibung erforderlich ist, 

richtet sich nach den Umständen des 

Einzelfalls. Maßgeblich ist, dass eine 

eindeutige und leicht nachprüfbare 
Feststellung der Leistung ermöglicht 

wird - und das war hier nicht der Fall. 

Das Finanzgericht stellte insbesondere 

heraus, dass bei Waren im Niedrig­
preissegment grundsätzlich keine ge­
ringeren Anforderungen an die Leis­

tungsbeschreibung zu stellen sind . 

Die bloße Angabe einer Gattung stellt 

keine handelsübliche Bezeichnung dar. 

Die erforderliche weitergehende Um­
schreibung könnte z. B. über die Her­

stellerangaben oder über Modelltyp, 

Farbe und Größe sowie unter Bezug­

nahme auf eine Artikel- oder Chargen­

nummer erfolgen. Auch die Benennung 

von Material, ggf. Sommer- oder Win­

terware kommt in Betracht. 

Beachten Sie I Das Finanzgericht Hes­

sen hat die Revision wegen grundsätzli­
cher Bedeutung zugelassen. Gegen das 

Urteil im zweiten Verfahren ist die Revi ­

sion beim Bundesfinanzhof inzwischen 

anhängig . 

Quelle I FG Hessen. Urteil vom 12.10.2017. Az. 
1 K 547/14. Rev. zugelassen. unter '!-fV:l"'!·.i"!':'"'.,rJe. 
Abruf-Nr. 199443; FG Hessen. Urteil vom 
12.10.2017, Az. 1 K 2402/14, Rev. BFH Az. XI R 2/18, 
unter '!-fV:l"'!:i"!':'"'.,.de_, Abruf-Nr. 199442; FG Hes­
sen, PM vom 23.1.2018 

Steuerliche Berücksichtigung von selbst getragenen 
Kfz-Kosten bei der Dienstwagenüberlassung 

1 Zahlt der Arbeitnehmer für die außerdienstliche Nutzung eines Firmenwagens 
ein Nutzungsentgelt, mindert dieses den geldwerten Vorteil. Aber; Übersteigen die 
Eigenleistungen den privaten Nutzungsvorteil für die außerdienstliche Nutzung, 

führt der übersteigende Betrag weder zu negativem Arbeitslohn noch zu Wer­

bungskosten. Dies gilt sowohl bei Anwendung der Fahrtenbuchmethode als auch 

bei der Ein-Prozent-Regelung. Das hat der Bundesfinanzhof in einem aktuellen 

Beschluss erneut klargestellt [BFH, Beschluss vom 15.1.2018, Az . VI B 77 /17, unter 

V:J.V'!V:J.,iV:J.'!'!-rJ..~. Abruf-Nr. 2000471. 1 

Im Mai 2018 

Für alle Steuerpflichtigen 

Kindergeld auch 
bei Unterbrechung 
der Ausbildung wegen 
dauerhafter Erkrankung 

1 Der Anspruch auf Kindergeld besteht 

nach Ansicht des Finanzgerichts Rhein­

land-Pfalz fort, wenn ein Kind seine 

Ausbildung wegen einer dauerhaften 
Erkrankung zwar unterbrechen muss, 

aber weiterhin ausbildungswillig ist. 1 

Hintergrund: Unter gewissen Voraus­

setzungen können volljährige Kinder, 
die das 25 . Lebensjahr noch nicht voll­

endet haben, beim Kindergeld berück­

sichtigt werden. Dies gelingt z. B. dann , 

wenn das Kind für einen Beruf ausge­
bildet wird. 

Im Streitfall fehlte es an Anhaltspunk­

ten für die Annahme, dass das Kind we­

gen seiner Erkrankung die Absicht auf­

gegeben hatte, seine Ausbildung na ch 

der Genesung fortzusetzen . Dass die 

Dauer der Unterbrechung nicht abseh­
bar war, beurteilte das Finanzgeri cht 

Rheinland - Pfalz als unschädlich. 

Maßgeblich ist, so das Finanzgericht , 

dass die Ausbildung aus krankheitsbe­
dingten und damit objektiven Gründen 
unterbrochen wurde. Und das konnte im 

Streitfall sowohl durch ein Attest einer 

Fachärztin für Neurologie und Psychiat ­

rie als auch durch eine Bescheinigung 

einer Amtsärztin belegt werden . 

Weiterführender Hinweis: Eine Unter­

brechung der Ausbildung während der 

Schutzfristen des Mutterschutzgeset­
zes ist grundsätzlich ebenfa l ls unschäd ­

lich. Aber: Wird die Berufsausbildung 

zum Zweck der Betreuung des eigenen 

Kindes unterbrochen, befindet sich das 

Kind in dieser Zeit nicht in Berufsausbil­

dung. 

Quelle I FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
20.2.2018. Az. 2 K 2487/16, unter Y!.'!""'.·i'!""'..de, 
Abruf-Nr. 200151; BFH-Urteil vom 15.7.2003. 
Az. VIII R 47/02 

~ HAFTUNGSAUSSCHLUSS 
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Re chtsmateri e ma­
chen es notwendig, Haftung und Gewä hr 
auszuschließen. Das Ru ndschreiben 
ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung . 


